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„Berlin – Biografie einer großen Stadt“ lau-
tet der Titel eines erfolgreichen Sachbuchs
aus dem vergangenen Jahr.1 Doch was be-
deutet es für eine Stadt, groß zu sein? Und
was, groß zu werden? Diesen Fragen ging
die 9. wissenschaftliche Tagung der HiKo_21,
des Nachwuchsnetzwerkes der Historischen
Kommission zu Berlin, nach. Unter dem Ti-
tel: „Ein großer Wurf?“ fragte die Tagung an-
lässlich des 100. Jubiläums des „Groß-Berlin-
Gesetzes“ von 1920 nach dem Stellenwert der
kurz nach dem Ersten Weltkrieg erfolgten
Eingemeindung in dem jahrzehntewähren-
den Prozess urbanen Wachstums und Wan-
dels.

Der Weg bis zu der folgenreichen Entschei-
dung des Jahres 1920 war ein langer und
steiniger. Als 1907 der Begriff „Groß-Berlin“
aus der Taufe gehoben wurde, verbarg sich
dahinter noch nicht die Idee, an der Spree
eine homogene Stadtgemeinde groß werden
zu lassen. Mit dem „Zweckverband Groß-
Berlin“ war zu diesem Zeitpunkt noch kei-
ne Eingemeindung des Umlandes gemeint,
wie sie 1920 Wirklichkeit werden sollte, son-
dern eine weitläufige, interkommunale Ge-
meinschaft, die kaum an den überkomme-
nen lokalen Autonomien zu rütteln vermoch-
te. Der Zweckverband trat 1911/12 ins Le-
ben, war aber von Beginn an nahezu einfluss-
los, ehe er 1920 bei der Metropolisierung Ber-
lins aufgelöst wurde. LENNART BOHNEN-
KAMP (Braunschweig) ging der Frage nach,
warum die politische Entscheidung des Jah-
res 1911/12 noch nicht für die weiträumige
Eingemeindung fiel, sondern auf den Zweck-
verband. Seiner Ansicht nach ist die Ant-
wort in dem dynamischen Entscheidungs-
findungsprozess des preußischen Abgeord-
netenhauses und den ihm zugrundeliegen-
den Mehrheitsverhältnissen zu suchen. Älte-

re Lehrmeinungen erblickten den spiritus rec-
tor der Zweckverbands-Lösung noch in der
preußisch-deutschen Zentralregierung, die ei-
ne großflächige Eingemeindung vermieden,
da diese eine Verbreiterung der urbanen so-
zialdemokratischen Machtbasis bedeutet hät-
te. Bohnenkamp führt dagegen die Initiati-
ve auf die Reihe der Parlamentsabgeordneten
zurück. Es war der freikonservative „Antrag
Zedlitz“, der die Idee des Zweckverbandes
auf den Tisch brachte und die grundlegenden
Ziele der kommunalen Neugliederung in ei-
ne Richtung hin ausformulierte, der die Par-
lamentsmehrheit folgen konnte. Die Entschei-
dung für den Zweckverband ist demzufolge
nicht als ein obrigkeitlicher Verhinderungs-
entscheid anzusehen, sondern als „Ergebnis
einer gemäßigt konservativen Reformpolitik“
im Rahmen des parlamentarischen Entschei-
dungsfindungsprozesses.

Mit Adolf Wermuth, von 1912 bis 1920
Oberbürgermeister Berlins, rückte ANDREAS
SPLANEMANN (Berlin) einen der wichtigs-
ten Akteure ins Zentrum der Aufmerksam-
keit, die kaum zehn Jahre nach dem Zweck-
verband bei den Eingemeindungen des Jah-
res 1920 Pate standen. Auch wenn Wermuth
seiner politischen Funktion nach in der Mitte
der kommunalen Restrukturierungsmaßnah-
men stand, will ihn Splanemann nicht als den
visionären „Metropolengründer“ und „Erfin-
der von Groß-Berlin“ verstanden wissen, als
der er noch heute gilt, sondern als jeman-
den, der an seinem Unvermögen scheiterte,
politische Allianzen zu schmieden. Tatsäch-
lich stand der Beginn von Wermuths Amtszeit
zunächst unter einem guten Stern: Ins Amt
gehoben wurde er 1912 von Berliner Hono-
ratioren, die sich von ihm eine Verbesserung
des Verhältnisses der Stadt zum Gesamtstaat
erhofften. Doch schnell rückten diese Hoff-
nungen ins Abseits, als sich das als gelöst
geglaubte Problem der Gemeindestruktur er-
neut in den Vordergrund drängte: Wesentli-
che Schwierigkeiten vermochte der Zweck-
verband nicht zu bewältigen, soziale Frage
und Wohnungsnot blieben akut. Wermuth ge-
reichte es zum Nachteil, dass er als Befür-
worter einer zentralistisch organisierten Ein-
heitsgemeinde einerseits seine einstigen Gön-

1 Jens Bisky, Berlin. Biografie einer großen Stadt, Berlin
2019.
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ner verprellte und es ihm andererseits nicht
gelang, im Lager der Sozialdemokraten neue
Unterstützer zu gewinnen. Am Ende stand
Wermuth ohne Unterstützer da und musste
zurücktreten.

Mit dem „Ermöglicher“ Gustav Böß wid-
mete sich THOMAS FLEMMING (Berlin)
dem Nachfolger Adolf Wermuths im Amt
des Oberbürgermeisters. Der 1921 von ei-
ner Mehrheit aus bürgerlichen Parteien und
MSPD ins Amt gewählte Böß erwies sich
als der richtige Mann, um die verschiedenen
Teile der frisch vereinigten Vier-Millionen-
Gemeinde zu integrieren und die drängenden
Probleme der Zeit anzupacken. Als Oberbür-
germeister konzentrierte er sich auf mehre-
re Fachbereiche gleichzeitig, wobei ihm der
Aufbau einer effektiven Verwaltung der wich-
tigste war, bei dem er aber zugleich weitest-
gehend scheiterte. (Dass das Spannungsver-
hältnis von Zentral- und Bezirksverwaltung
ein Wesensmerkmal der Berliner Behörden-
struktur darstellte, war ein Thema, das an ver-
schiedenen Stellen der Tagung aufschien.) Ei-
ne weitere Herzensangelegenheit war Böß der
Wohnungsbau; doch blieb trotz wegweisen-
der Siedlungsprojekte der hohe Fehlbedarf an
Wohnraum bestehen. In der Verkehrsplanung
trieb der zuständige Stadtrat Ernst Reuter
mit Böß’ Rückendeckung den Ausbau des U-
Bahnnetzes, die Vereinheitlichung des öffent-
lichen Nahverkehrs und den Bau des Flug-
hafens Tempelhof voran. Weitere Aufmerk-
samkeit galt der Wirtschaftsförderung (Mes-
sewesen, Fremdenverkehr) und dem Ausbau
kommunaler Eigenbetriebe. Ein Korruptions-
skandal ließ Böß’ Karriere 1929 abrupt enden.
Über seine Amtszeit lässt sich eine gemisch-
te Bilanz ziehen: Erfolge in der Verkehrspoli-
tik und bei der Neuausrichtung der kommu-
nalen Unternehmen stehen den unzureichen-
den Umstrukturierungen der Verwaltung ge-
genüber.

Doch was wäre eine Großstadt als blo-
ße Verwaltungseinheit und ohne ihre Men-
schen? Das Bevölkerungswachstum und der
Ausbau der Wohninfrastruktur waren zwei
eng aufeinander bezogene, zueinander in ei-
nem spannungsgeladenen Wechselverhältnis
stehende Transformationsprozesse. Je größer
die Ballungsräume wurden und je schneller
sie wuchsen, umso größer wurde der Hand-

lungsdruck auf öffentliche und private Ak-
teure, der Wohnungsnot durch Wohnungsbau
Abhilfe zu schaffen. Städteplanerisch und ar-
chitektonisch waren die 1920er-Jahre ein Jahr-
zehnt, in dem nicht bloß Wohnraum, sondern
Lebensraum geschaffen werden sollte. In den
Planungen wurden nicht nur Visionen des
Bauens, sondern zugleich des sozialen Mit-
einanders verhandelt. In diesem Kontext wid-
mete sich RENATE AMANN (Berlin) dem ge-
nossenschaftlichen Wohnungsbau. Zwischen
Eigentum und Miete bildeten Wohnungsge-
nossenschaften den „dritten Weg“. Die Sied-
lungen, die die Berliner Wohnungsbaugenos-
senschaften errichteten, waren innen wie au-
ßen von funktionaler Struktur, angepasst an
die Bedürfnisse der mehrheitlich der Arbei-
terschaft angehörenden Bewohner. Die Sozi-
altopographie Berlins spiegelte sich gleich-
wohl in den Genossenschaften wider: Vom
Norden bis zum Südosten dominierten die
Arbeitersiedlungen, während in den privi-
legierten Villenvierteln im Südwesten ledig-
lich die staatstreuen Beamtenwohnungsverei-
ne geduldet wurden.

An das Problemfeld von städtebaulicher
Konzeption und sozialer Neuordnung knüpf-
te HENNING HOLSTEN (Berlin) an, indem
er sich auf den Architekten Martin Wagner
konzentrierte, der zahlreiche Pionierprojek-
te des sozialen Wohnungsbaus verantwor-
tete, wie etwa die Siedlung Lindenhof in
Schöneberg oder die Britzer Hufeisensied-
lung. Doch war Wagner nicht nur in sei-
nen Bauten sozialpolitisch engagiert: Spätes-
tens seit der November-Revolution war er
mit der Arbeiterbewegung verbunden. Als es
beim Bau des Lindenhofs zu Arbeitsniederle-
gungen kam, solidarisierte sich Wagner mit
den Streikenden. 1919 gründete er mit ge-
werkschaftlicher Unterstützung die erste Ber-
liner „Bauhütte“ als sozialen Baubetrieb. 1924
folgte mit der GEHAG eine soziale Bauher-
renorganisation zur Vernetzung der gemein-
wirtschaftlichen Akteure. Als Stadtbaurat gab
Wagner sich das Leitbild eines „Städtebau-
Dirigenten“, der das Gewirr aus kommuna-
len Instanzenzügen und wirtschaftlicher Ak-
teure zum Wohle des Wohnungsbaus ordne-
te. Gleichwohl gelang es ihm nicht, alle seine
Pläne zu verwirklichen.

Mit dem rasanten Städtewachstum gingen
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nicht nur administrative und technische, son-
dern auch soziale und hygienische Probleme
einher. Die Wohnungsnot war nicht das ein-
zige sozialpolitische Handlungsfeld, das der
Steuerung bedurfte, und für das sich die Be-
wohner der Stadt Linderung erhofften. Mit
dem Raum Berlins als sozialem Biotop befass-
te sich OLIVER GAIDA (Berlin), der die ur-
bane Jugend ins Blickfeld nahm. Für die Ju-
gend Berlins war die Stadt der 1920er-Jahre
gleichermaßen Segen und Fluch: Auf der ei-
nen Seite lockte sie mit einer unübertroffe-
nen Bandbreite an Konsum- und Freizeitan-
geboten, es bildeten sich Jugendcliquen, die
eigene, parallele Räume eröffneten. Auf der
anderen Seite gab es in der Großstadt Berlin
wie nirgends sonst soziale Not und Erwerbs-
losigkeit. In der Stadtpolitik dominierte das
Themenfeld der Jugendpolitik wie kein zwei-
tes; in keinen Politikbereich floss so viel Geld
wie in den Bereich „Soziales und Jugend“. Ju-
gendämter – die Gründung des ersten datierte
noch auf den Ersten Weltkrieg – avancierten
zu Schlüsseleinrichtungen der Krisenbewälti-
gung. Eine breite Reformbewegung war ange-
treten, den paternalistischen Autoritarismus
des Wilhelminismus zu beseitigen und neue
Räume und facettenreiche Angebote für die
Jugend zu entwickeln. Säuglings-, Kleinkind-
und Familienfürsorge sind darunter zu zäh-
len, Jugendberatung und Prävention, Werk-
heime und Wohlfahrtsschulen. Der Anspruch,
eine Vereinheitlichung der stadtweiten Ju-
gendpflege durchzusetzen, konnte als Folge
der bezirklichen Teilautonomien indes nicht
eingelöst werden.

Doch waren die Weimarer Jahre nicht nur
vom Wachsen der staatlichen Infrastruktur
geprägt, sondern auch von dem der kirch-
lichen, genauer: der katholischen. In den
hundert Jahren vor dem Groß-Berlin-Gesetz
war die römisch-katholische Population der
Hauptstadt rasant angewachsen: 1816 lebten
hier rund 7.300 Katholiken, 1858 bereits die
dreifache Menge, und um 1900 besaß Berlin
nach München und Köln die drittgrößte ka-
tholische Gemeinde im Deutschen Reich; ein
Zehntel der Stadtbevölkerung bekannte sich
zum katholischen Glauben. Wie KONSTAN-
TIN MANTHEY (Berlin) zeigte, bedeuteten
die 1920er-Jahre eine Dynamik des katholi-
schen Lebens der Stadt, für die das Preu-

ßenkonkordat von 1929 und die Errichtung
des Erzbistums Berlin im Folgejahr lediglich
die sichtbarsten Zeichen waren. Mindestens
ebenso bedeutsam war auf emotionaler Ebe-
ne die religiöse Euphorie, die sich in Massen-
versammlungen und einem Zulauf zur katho-
lischen Vereinsbewegung Bahn brachen. Auf
administrativer Ebene war der rasante, bis
heute sichtbare Gemeindeaufbau maßgebend,
der im Bunningplan gewissenhaft entworfen
und bis in die 1950er-Jahre akribisch umge-
setzt wurde.

Berlins Groß-Werdung im Jahr 1920 fiel in
die unmittelbare Nachkriegszeit, eine Phase
tiefgreifender politischer und ökonomischer
Depression in Deutschland und seiner Haupt-
stadt. Der vergleichende Blick, dem auf der
Tagung viel Platz eingeräumt wurde, zeigt
indes, dass sich der Vorgang der Metropo-
lisierung zumeist unter anderen Rahmenbe-
dingungen abspielte. Andernorts waren an
die Gebietsagglomeration Erwartungen re-
präsentativer Weltgeltung von Stadt und der
ihr zugehörigen Nation geknüpft. Die Groß-
städte dienten als Symbole für das Vertrau-
en in die politische und soziale Zukunft.
Um die Statuserhöhung weithin sichtbar zu
machen, spielten neben der Flächenvergrö-
ßerung aufwendige Monumentalbauten eine
zentrale Rolle, die in ihrer Gestaltung Moder-
nität und Rationalität gleichermaßen demons-
trierten. RICHARD NEMEC (Bern) widmete
sich dem Beispiel Prags, das 1922 als Haupt-
stadt der jungen Tschechoslowakischen Repu-
blik umfangreiche Eingemeindungen erfuhr
(„Groß-Prag“). Im Stil des tschechoslowaki-
schen Funktionalismus entstanden z.B. Plä-
ne für eine neue Nationalgalerie, und auch
andernorts wurde die „Romantik des Reiß-
bretts“ greifbar, wie Thomas Etzemüller es
einmal in anderem Zusammenhang bezeich-
net hatte. Nicht allen Plänen der Zeit war die
Umsetzung vergönnt, sie bildeten aber wich-
tige Weichenstellungen für die Zukunft.

Eingemeindungsentscheidungen mussten
nicht notwendigerweise Ergebnisse lang-
wieriger politisch-administrativer Aushand-
lungsprozesse sein und mit dem erklärten
Ziel des kommunalen Reputationsgewinns
zusammenfallen. Dass das System des Na-
tionalsozialismus gestattete, solche Entschei-
dungen auch handstreichartig und zur per-
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sönlichen Profilierung zu fällen, zeigte ORT-
WIN PELC (Hamburg) am Beispiel des Groß-
Hamburg-Gesetzes von 1938. Pläne für eine
Erweiterung der Stadt existierten in unter-
schiedlichen Konstellationen bereits seit 1910.
Sie waren aber mehrfach verzögert und 1933
von dem neuen Ersten Bürgermeister Krog-
mann endgültig zu den Akten gelegt wor-
den. Damit geriet er aber in Konflikt mit
dem Hamburger Gauleiter Karl Kaufmann,
der aus Gründen des individuellen Macht-
ausbaus großes Interesse an einem Groß-
Hamburg zeigte. Kaufmann setzte Krogmann
1936 als Leiter der Landesregierung ab und
brachte mit der Rückendeckung Hermann
Görings binnen zehn Wochen das Eingemein-
dungsgesetz auf den Weg – die Eingliederung
eines Jagdgebiets zur persönlichen Nutzung
inklusive.

Dass der Beginn der „Hochmoderne“ (Ul-
rich Herbert) neue Formen des Experten-
wissens und der Wissenszirkulation hervor-
brachte, zeigten verschiedene Beiträge. Es wa-
ren nicht mehr die magistratseigenen Ent-
scheidungsträger, etwa Baudezernenten, auf
die bei der Planung moderner Großstädte zu-
rückgegriffen wurde, sondern externe Exper-
ten. International ausgeschriebene Planungs-
wettbewerbe, Fachausstellungen und trans-
nationale Besichtigungsreisen etablierten sich
als die Medien schlechthin für den Ideen-
austausch bei städtebaulichen Großprojekten.
Schon die planerische Ausgestaltung des Ber-
liner Zweckverbands von 1911/12 hatte über
den Weg des Wettbewerbs geführt. Darin
folgten die Initiatoren, Berliner Städteplaner,
ganz gezielt den Vorbildern München 1891
und Wien 1892. Die zahlreichen in den Jah-
ren 1908/09 für den Wettbewerb eingereich-
ten Beiträge variierten in ihren Raumentwür-
fen teils erheblich, wie MARKUS TUBBE-
SING (Potsdam) zeigte: Mal konzentrierten
sie sich auf die Gestaltung des Stadtzentrums,
mal auf Wohngebiete, mal auf Grün- und Er-
holungsanlagen. Die Jury überzeugen konn-
te schließlich u.a. ein Entwurf Hermann Jan-
sens, der Zentrum, Wohnviertel und Voror-
te sowohl städtebaulich als auch architek-
tonisch zusammendachte. Doch auch wenn
dieses vor dem Weltkrieg erprobte Zusam-
mendenken von Stadt und Umland nach
der politischen Zäsur von 1918/20 schnell

in Vergessenheit geriet, so war es, so Tubbe-
sing, in seinen bauplanerischen, architektoni-
schen, verkehrstechnischen und gesundheitli-
chen Grundgedanken Auftakt für ein Erfolgs-
projekt.

Die internationale Dimension großstädti-
scher Gebietsreformen um 1900 wurde von
COSIMA GÖTZ (Tübingen) unterstrichen:
Wien, Prag, New York, Ankara, Tokyo, Ma-
drid, London und Montevideo sind nur einige
Beispiele großflächig angelegter kommunaler
Umstrukturierungen, die sich nicht selten des
Städtebauwettbewerbs als Inspirationsquelle
bedienten. In schier erschlagender Fülle wur-
de Raum- und Bevölkerungswissen in Kar-
ten, Diagrammen und statistischen Tabellen
visualisiert und dabei immer auch die Verglei-
che zu anderen Großstädten der Welt bemüht.
Im Pariser Städtebauwettbewerb der Jahre
1919/20 standen, ganz ähnlich wie zuvor in
Berlin, das in vielerlei Hinsicht als Vorbild
diente, die harmonische und von Schienen-
und Wasserwegen im Vordergrund. Gleich-
wohl war Paris, genau wie Berlin, in seinem
Reformkurs einem unübersichtlichen Span-
nungsfeld zwischen Beharrung und Erneue-
rung ausgesetzt, in dem Akteurskonstellatio-
nen und -koalitionen dynamisch wechselten.

Den gegenseitigen Vorbildcharakter von
Berlin und Paris führte ELÉONORE MUH-
IDINE (Berlin) weiter aus. Als Ausgangs-
punkt wählte sie Eugène Hénard, der um die
Jahrhundertwende maßgeblich für die Neu-
gestaltung von Paris verantwortlich war. Sei-
ne Entwürfe für die Erweiterung der Stadtflä-
che und das Anlegen von Ring- und Stichstra-
ßen waren bedeutsam für die Stadtplanungs-
kultur des frühen 20. Jahrhunderts und wur-
den in deutschen Städtebauzeitschriften rezi-
piert. Trotz der Erschwernisse zweier Welt-
kriege blieben deutsch-französische Transfers
intakt. Neben Paris sollte unmittelbar nach
dem Kriegsende 1945 indes die nordfran-
zösische Küstenstadt Le Havre zum Sehn-
suchtsort deutscher Städteplaner avancieren:
Die Neuordnung der Stadt mit ihren brei-
ten Straßen, Wohninseln und Gebäuden aus
Fertigbauteilen galt als Inbegriff des moder-
nen Städtebaus. 1950 unternahmen Architek-
ten aus der DDR eine Studienreise nach Le
Havre und ließen sich unter anderem zur Ge-
staltung des Straußberger Platzes in Berlin in-
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spirieren. Mit seinen Entwürfen für Autobah-
nen und Wolkenkratzer sollte dann für die
kommenden Jahre Le Corbusier zur Schlüs-
selgestalt der Berliner Stadtplanung werden.
Der wesentliche Unterschied zwischen Berlin
und Paris, so die abschließende Beobachtung,
liegt in den Zeitverläufen der Metropolwer-
dung. Während sie in Berlin 1920 vollendet
wurde, bedurfte Paris mehrerer Anläufe – der
letzte Ideenwettbewerb für ein „Grand Paris“
wurde 2008 ausgeschrieben.

Den interurbanen Expertenaustausch und
den Vorbildcharakter anderer Weltstädte
stellte MICHAEL BIENERT (Berlin) am Bei-
spiel New Yorks und Berlins ins Zentrum.
Er unterstrich, dass sich die komplexen
Herausforderungen von Wohnungsnot und
Raumplanung weltweit ähnelten und als
wachsender Handlungsdruck auf den politi-
schen Entscheidungsträgern lasteten. Dank
neuer Verkehrs- und Kommunikationstech-
nologien konnten Fachleute über die Lan-
desgrenzen hinausblicken und mithilfe von
Publizistik und Studienreisen transnationale
Netzwerke des Wissens- und Erfahrungsaus-
tauschs aufbauen. Feuerwehrleute, Polizisten,
Mediziner, städtische Verwaltungsangestellte
bis hin zu Bürgermeistern begaben sich auf
beiden Seiten des Atlantiks auf mehrwöchige
Studienreisen, in denen sich Berlin oder New
York lediglich in größere Reisepläne einord-
neten. Zwar blieb bei Berliner Besuchern
New Yorks ein alteuropäischer Dünkel ge-
genüber den parteipolitischen Strukturen der
US-amerikanischen Kommunalverwaltung,
doch half der Austausch fraglos dabei, den
Kenntnisstand der Experten zu erweitern
und Erfahrungswerte anderer Metropolen in
die eigene Entscheidungsfindung einfließen
zu lassen.

Mit einem breiten Spektrum von Zugän-
gen zeigt die aktuelle Forschung Berlin so-
mit als ein zutiefst widersprüchliches Kon-
fliktfeld von Innovationspotentialen und Be-
harrungskräften, von Tendenzen der Zentrali-
sierung und der Segmentierung, von sozialen
Utopien und sozialen Nöten. Gerade der Fo-
kus der Tagung auf den internationalen Ver-
gleich zeigt, dass die Begebenheiten in Ber-
lin und die Bedingungen der Großstadtwer-
dung keineswegs singulär waren, sondern in
den breiteren Kontext einer globalen Moder-

ne einzuordnen sind.
Wohnungsnot und Verwaltungswirrwarr

waren die Triebfedern und drängendsten Pro-
bleme, denen 1920 mit dem Groß-Berlin-
Gesetz Abhilfe geschaffen werden sollte. In-
sofern stellt das Berlin des Jubiläumsjahres
2020 – das Berlin der „Miethaie“ und des
„Behörden-Ping-Pongs“ – ein Stück gelebte
Vergangenheit dar. Es wäre den nachfolgen-
den Generationen zu wünschen, wenn im Ju-
biläumsjahr 2120 eine Konferenz diese Dinge
als rein historische Gegenstände behandeln
könnte. Wahrscheinlicher ist – das lehren ein-
hundert Jahre Groß-Berlin –, dass die Groß-
stadtwerdung Berlins niemals abgeschlossen
sein wird.

Konferenzübersicht:

Alexander Olenik (Bonn) / Christine Schoen-
makers (Oranienburg): Einführung

Sektion 1: Der lange Weg nach Groß-Berlin
Moderation: Oliver Gaida (Berlin)

Markus Tubbesing (Potsdam): Der Wettbe-
werb Groß-Berlin 1910

Lennart Bohnenkamp (Braunschweig): Die
ungeliebte Hauptstadt oder Warum Berlin vor
1918 nicht groß werden durfte

Sektion 2: Wer schuf Groß-Berlin? Streiflichter
auf Akteure und Netzwerke
Moderation: Hanno Hochmuth (Potsdam)

Andreas Splanemann (Berlin): Das Netzwerk
um Adolf Wermuth

Thomas Flemming (Berlin): Die Metropole ins
Laufen bringen – Gustav Böß als Oberbürger-
meister von Groß-Berlin 1921–1930

Henning Holsten (Berlin): Weltstadtplanung.
Martin Wagner und das Neue Berlin

Podiumsdiskussion
Mehr als die Geschichte von Adler und Bär?
Perspektiven auf die Europäische Metropol-
region Berlin-Brandenburg in Gegenwart und
Zukunft

Moderation: Sigrid Hoff (Berlin)
Reinhard Henke (Frankfurt am Main), Ste-
fan Goch (Düsseldorf), Steffen Reiche (Berlin),
Andreas Splanemann (Berlin)

Sektion 3: Impulse für den Alltag der Berline-
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rinnen und Berliner
Moderation: Christine Schoenmakers (Orani-
enburg)

Oliver Gaida (Berlin): Die Metropole der Ju-
gend: Groß-Berlin als sozialpolitische Projek-
tionsfläche

Renate Amann (Berlin): Wohnungsgenossen-
schaften als Akteure im Neuen Berlin. Soli-
dargemeinschaften und kollektive Lebensfor-
men

Konstantin Manthey (Berlin): Gemeinden auf-
bauen: Katholische Entwicklungen in Groß-
Berlin ab 1920+

Sektion 4: Andere große Würfe? Die Gebiets-
reformen von Groß-Prag und Groß-Hamburg
im Vergleich
Moderation: Alexander Olenik (Bonn)

Richard Nemec (Bern): Groß-Prag entstand
. . . Zwischen politischen Akteuren, fachli-
chen Positionen und institutionellen Aus-
handlungsprozessen

Ortwin Pelc (Hamburg): Groß-Hamburg 1910
bis 1937. Von den Ideen zum Gesetz

Sektion 5: Transnationale Verflechtungen –
Wechselwirkungen zwischen New York, Paris
und Berlin
Moderation: Stefanie Fink (Görlitz)

Michael Bienert (Berlin): Berliner Blicke über
den Atlantik. Die City of Greater New York
als Vorbild und abschreckendes Beispiel in
den Diskussionen um die neue Stadtgemein-
de

Cosima Götz (Tübingen): Die Großstadt als
Kräftefeld. Kampf um den Stadtraum in Ber-
lin und Paris, 1900–1930

Eléonore Muhidine (Berlin): Aus Berlin ler-
nen? „Grand Paris“ im Vergleich zu Groß-
Berlin: 100 Jahre europäischer Städtebau- und
Architekturgeschichte zwischen Verflechtun-
gen und Innovationspotential

Abschlussdiskussion
Groß-Berlin als großer Wurf?

Moderation: Stefanie Fink (Görlitz)
Oliver Gaida (Berlin), Alexander Olenik
(Bonn), Christine Schoenmakers (Oranien-
burg)

Tagungsbericht Ein großer Wurf? 100 Jah-
re Groß-Berlin. Metropolen, Akteure und
Wirkungen in vergleichender Perspektive.
29.10.2020–30.10.2020, digital, in: H-Soz-Kult
17.12.2020.
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